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. ., 11- 42.'10 der Beilagen zu den stenographischen Protolwllen des Nationalrates 

XII •. Gesetzgebungsperiode 

REPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FüR SOZIALE VERWALTUNG 

'. .1010 Wien, den_ .. .z~ ..... _J.11..11J ........ __ ............... 19fl.t 
550 / A. B. Stub.nring 1 

TeI.phon 57 56 55 

Zl. 35.700/4-18/1971 ZU S95"jJ. 
Präs.am ___ 90 Juni 1971 

B e a nt w 0 .r tun g 
----------------------------_ ...... _--------------

der parlamentarischen Anfrage der Abgeordneten 

lng. LET11A.IER, BURG-EB. und Genossen vom 12. Hai 1971, 

Nr. 595/J, betreffEmd eine Mitteilung des Arbeits­

amtes Liezen; daß auf Grund eines Rundschreibens des 

Landesarbeitsamtes .Steiermark für Arbeitskräfte, die 

nach dem 1. März 1971 eingestellt und auf geförderten 

Baustellen beschäftigt werden, keine Beihilfen im' 

Rahmen der Produktiven Arbeitsplatzförderung mehr 

gewährt werden .. 

Zu den Anfragen. und zwar 

1) Haben Sie, Herr Vizekanzler , eine diesbezügliche 

Verordnung herausgegeben? 

~)Sollte dies nicht der Fall sein, sind Sie, Herr 

Vizekanzler, dann bereit, dem Landesarbeitsamt 
! 

Steiermark aufzutragen, sich künftig streng'an die 

Richtlinien der Erlässe zuhalten? 

nehme ich wie folgt Stellung: 

Mit Erlaß vom 10., September 1970, ZI.35.711/3-18/1970, 

wurden den Lande sarbe it sämtern die' Richtl in ien fUr 

die G-ewährung von Beihilfen im Rahmen der Produktiven 

Arbeitsplatzförderung für die Wintermonate 1970/71 

bekanntgegeben . Unter Abschnitt I li t. b) 'wurde der 

Förderungszeitraum als Rahmenfrist allgemein für 

die Zeit vom 28. Dezember 1970 bis 28. I'1ärz 1971 bzw . 

..,... 2 -

550/AB XII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 1 von 4

www.parlament.gv.at



- 2 -

bei monatlicher Abrechnung der Versicherungsbe1träge 

vom 1. Jänner 1971 bis 31. März 1971 festgesetzt. In 

diesem Rahmen sind die Landesarbeitsämter ermächtigt, 

im Einzelfall die Förderungsfrist festzusetzen. In 

der Einleitung zu diesem Erlaß vvurden jedoch die 

, Landesarbe it sämter weiter s beauftragt, im Sinne einer 

sparsamen Haushaltsfübrung und zweckentsprechenden 

Verwendung der zur Verfügung stehenden In ttel die 

Produkti ve Arbe i t spla tzförderung nur dann heran zu­

ziehen, wenn zur Verhütung und Verringerung von Ar­
beitslosigkeit keine anderen Möglichkeiten gegeben 

sind. 

Im Rahmen dieser Bestimmungen ist es Aufgabe der 

Landesarbe it sä..mter, die Beihilfen der Produktiven 

Arbeitsplatzförderung jeweils unter Berücksichtigung 

der arbei tsmarktpolitischen Notwendigkei t zuzuerkennen. 

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt für Bauarbeiter ~ßt 
sich in der Steiermark im Feber I.J. sehr günstig 

entwickelt. Die Saisonarbeitslosigkeit unter den 

Bauarbeitern ist in diesem Honat bereits von 6.088 

Ende Jänner,auf3.733.Ende Feber 1971 zurückgegangen. 
Außerdem blieben im Bereich des genannten Landes­

arbeitsamtes am Ende dieses Honates 2.025 offene 

Stellen für Bauarbeiter unbesetzt. Ende Jänner waren 

es 1.367 offene Stellen. 

Über diese günstige Entwicklung der Bauarbeitsmarkt­

lage \rurde der Verwaltungsausschuß des Landesarbeits-, 

amtes Steiermark - der paritätisch zusammengesetzte 

- 3 -

'., 

550/AB XII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)2 von 4

www.parlament.gv.at



-3 -

Arbeitsausschuß für die Produktive Arbeitsplatzförderung 

in der 'Bauwirtscbaft - in der Sitzung am 18. Feber 1971 

informiert. Gleichzeitig hat der Arbeitsausschuß 

keine Einwendung gegen ei ne entsprechende Rundverfügung 

erhoben, daß im Hinblick auf die günst'ige Bauarbei ts­

marktlage Beihilfebegehren, die nach dem 1. März 1971 

eingehen, nicht mehr zu bewilligen sind, wobei die 

Möglichkeit offen gelassen wu.rde, 'für Gebiete mit be­

sonders hoher Arbeitslosigkeit und bei Eintritt extrem 

schlechter Vlitterungsverhäl tnisse - bei Zutreffen der 

sonstigen Voraussetzungen - auch Beihilfen zuzuer­

kennen. 

In diesem Sinne hat das Landesarbeitsamt Steiermark 

die ihm unterstellten Arbeitsämter mit Rundverfügung 

vom 4. März, ,Zl; lId 5561/5563B Schl/~ä, angewiesen, 

wobei unter lit. c) dieser Verfügung ausgeführt wurde, 

daß Arbel ter, die vom Beihilfe~werber 'nach dem 1.Ivlärz 

1971 auf gefördert~ Baustel,len überstellt, neu auf-' 

genommen, oder vom Arbeitsamt vermittelt werden, grund­

sätzlichnicht mehr auf die Förderung anzurechnen 

sind. 

Zu dieser Rundverfügung war das Landesarbeitsamt 

Steiermark im Hinblick auf die eingangs dargelegten 

Bestimmungen des Runderlasses berechtigt. Außerdem 

kommt auch im § 27 (1) Arbeitsmarktförderungsgesetz 

zum Ausdrrwk, daß Beihilfen zum Ausgleich kurz­

fristiger Beschäftigungsschwankungen nur insoferne 

zuzuerkennen sind, als dies zur Sicherung von Arbeits­

plätzen oder zur Schaffung zusätzliCher Arbei tsge­

legenheiten erforderlich ist. 
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Eine Notwendigkeit der Schaffung zusätzlicher Ar­
beitsgelegenheiten mit Hilfe der Produktiven Arbeits­

. platzförderung für Bauarbeiter war jedoch auch im 

. Bezirk' Liezen anfangs März ni.cht mehr gegeben, da 
die Zahl der bei diesem Arbeitsamt arbei tsuchend ge-
meldeten Bauarbeiter von 108 Ende Jänner auf 59 Ende 
Feber zurückgegangen war. Gleichzeitig waren 63 offene 
Stellen für Bauarbeiter Ende Feber unbesetzt. 

Da außerdem laut Mitteilung der Zentralanstalt für 
Meteorologie und Geodynamik im Gebiet von Lie.zen i.m 

Feber 1. J. nur an e1. nem Tag, und zvrar am 27. Feber 
1971, Witterungsverhältnisse vorherrschten, die 
Außenarbe i ten auße'rordentlich stark behinderten, er­
scheintm1.r im Hinblick auf die oben geschilderte 
Sachlage eine Veranlassung im Sinne der Anregung der 
Herren Abgeordneten Ing. Letmaier, Burger und Genossen 
nicht erforderlich~· . 
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